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Grün-Rot lässt Polizei und Kommunen bei der Bekämpfung von Alkoholexzessen im Regen stehen

Gemeindetag schlägt Kompromiss in zwei Schritten vor: Ermächtigung im Polizeigesetz zunächst befristen und nach einer Evaluierung abschließend entscheiden.  
Stuttgart. Der Gemeindetag Baden-Württemberg bedauert die Entscheidung der neuen Landesregierung vom 30. Juni, Städten und Gemeinden keine Ermächtigung gegen Alkoholkonsum und für Alkoholmitführungsverbote an örtlichen Brennpunkten zu geben. „Damit wurde die Chance versäumt, rechtzeitig gegen die häufigen Folgen übermäßigen Alkoholkonsums wie Pöbeleien, Vandalismus, Schlägereien sowie andere Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten vorgehen zu können“, so Roger Kehle, Präsident des baden-württembergischen Gemeindetags. Presseäußerungen des Innenministers Reinhold Gall von Anfang Juni und der diesbezügliche Gesetzentwurf der CDU-Landtagsfraktion hätten bei den Städte und Gemeinden Hoffnungen geweckt, die jetzt offensichtlich der Koalitionsdisziplin zum Opfer gefallen seien.

Nun müsse die Polizei weiter darauf warten, bis die Folgen von Alkoholgelagen unmittelbar bevorstünden oder bereits eingetreten seien, um einschreiten zu können. Dies sei bei der angespannten Personalsituation der Polizei nicht zielführend. Als Kompromiss schlägt der Gemeindetag vor, die Ermächtigung im Polizeigesetz zunächst zu befristen und nach einer Evaluierung abschließend darüber zu entscheiden. 
Präsident Kehle stellt klar, dass es den Verantwortlichen in Städten und Gemeinden nicht um Einschränkungen der Freiluftgastronomie oder „das Glas Sekt im Freien“ im Rahmen von Eheschließungen oder Familienfeiern gehe. Vielmehr sollten die Kommunen in die Lage versetzt werden, präventiv öffentliche Alkoholgelage an bekannten Brennpunkten rechtzeitig unterbinden zu können.  
Kehle verweist in auf positive Erfahrungen von Kommunen mit solchen Regelungen, die aber nach den beiden Entscheidungen des VGH Baden-Württemberg vom Juli 2009 zu entsprechenden Regelungen der Stadt Freiburg nicht mehr angewandt werden können.
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